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KOMMUNALE STEUERREFLEXIONEN (02-2009):
„Tauschähnlicher Umsatz in der Abfallentsorgung“
Das Bundesfinanzministerium hat nach langen Verhandlungen mit den Verbänden mit Schreiben vom 01. Dezember 2008 (IV B 8 - S 7203/07/10002 –BStBl. I 2008 S. 992)
►   Volltext der Verwaltungsanweisung:

http://www.kommunsense.de/index.php3?site=aktuelldownload&id=2477
endgültig Stellung zum tauschähnlichen Umsatz in der Entsorgungswirtschaft bezo-gen.

Bedeutung des tauschähnlichen Umsatzes

Ein tauschähnlicher Umsatz liegt u.a. vor, wenn ein Abfallerzeuger oder -besitzer (z.B. ein kommunaler Entsorgungsträger) einen Dritten (z.B. ein privates Entsor-gungsunternehmen) mit der Entsorgung von werthaltigen Abfallstoffen beauftragt und diesem die Möglichkeit zur Verwertung bzw. Vermarktung der Stoffe einräumt. In ge-eigneten Fällen schreibt der beauftragte Unternehmer dem Auftraggeber die Verwer-tungserlöse gut, so dass sich das vereinbarte Entsorgungsentgelt insoweit reduziert bzw. die Erlöse mit dem Entgelt verrechnet werden. In anderen Fällen kommen die Gutschriften auch direkt zur Auszahlung. Manchmal ist aber gar nicht erkennbar, dass Verwertungserlöse die umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage beeinflusst ha-ben, weil der beauftragte Unternehmer bereits bei der Preiskalkulation Verwertungs-erlöse preismindernd berücksichtigt hat.

Allen Fällen ist gemeinsam, dass die Verwertungserlöse tatsächlich oder faktisch (so

im letzten Fall) die umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage für den Entsorgungs-umsatz beeinflussen können. Kommt es zu einer Anrechnung der Verwertungserlöse auf das Entsorgungsentgelt, fällt es niedriger aus, so dass in der Praxis die Umsatz-steuer regelmäßig nur von dem niedrigeren Entgelt berechnet wird. Werden die Ver-wertungserlöse bereits bei der Preiskalkulation entgeltmindernd berücksichtigt, be-misst sich die Umsatzsteuer ebenfalls von dem um die Verwertungserlöse geminder-ten Entgelt. Durch diese Entgeltminderung gehen dem Fiskus Steuereinnahmen ver-loren, insbesondere dann, wenn als Vertragspartner des beauftragten Unternehmers – wie in der Entsorgungsbranche nicht ungewöhnlich – ein nicht vorsteuerabzugsbe-rechtigter öffentlicher Entsorgungsträger auftritt. Durch diesen Umstand kann sich ei-ne weitere Problematik außerhalb der Frage der umsatzsteuerlichen Bemessungs-grundlage ergeben, wenn in Einzelfällen der beauftragte Unternehmer mittels Gut-schriften mit Umsatzsteuerausweis abgerechnet hat, obwohl Verwertungserlöse aus „hoheitlichen“ Abfällen etwa außerhalb des DSD-Bereichs erzielt wurden.

Auswirkung auf die Höhe der Umsatzsteuer

Die Grundsätze des tauschähnlichen Umsatzes bedeuten, dass sich zwei Leistungen

gegenüberstehen, wobei jede Leistung die Bemessungsgrundlage für die jeweils an-dere Leistung darstellt. Die Entsorgungsleistung bemisst sich nach dem Wert der Ab-fälle zuzüglich des Entsorgungsentgelts und die Lieferung der wertstoffhaltigen Ab-fälle nach dem Wert der Entsorgungsleistung (Entgelt und Abfälle) abzüglich der Bar-vergütung. Letzteres ist allerdings nur von Interesse, wenn seitens des „Abfallliefe-ranten“ ein Unternehmer am Leistungsaustausch beteiligt ist. Im Vergleich zur bisher vielfach geübten Praxis erhöht sich die umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage für die Entsorgungsleistung also um den Wert der Abfälle. Sofern der Abfalllieferant ein öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger ist, fließt die höhere Umsatzsteuer als Kos-tenfaktor in die Gebührenberechnung ein. Es liegt auf der Hand, dass die Bewertung der wertstoffhaltigen Abfälle in der Praxis erhebliche Probleme bereitet.
BMF-Schreiben vom 01. Dezember 2008

Im Ergebnis hält das Bundesfinanzministerium trotz aller Kritik durch die Verbände am tauschähnlichen Umsatz fest. Es dehnt den Regelungsinhalt sogar auf rein privat-rechtliche Sachverhalte aus, bei denen ein privates Entsorgungsunternehmen den Abfall z.B. eines Gewerbetreibenden entsorgt. Diese ausdrückliche Erweiterung des betroffenen Personenkreises ist zwar neu, der Sache nach aber folgerichtig.

Der tauschähnliche Umsatz liegt danach vor, wenn dem zur Entsorgung überlasse-nen Abfall ein wirtschaftlicher Wert beizumessen ist und nach den übereinstimmen-den Vorstellungen der Vertragspartner der überlassene Abfall die Höhe der Barver-gütung für die Entsorgungsleistung oder die übernommene Entsorgung die Barvergü-tung für die Lieferung des Abfalls beeinflusst hat. Die Beeinflussung kann unterstellt werden, wenn die Beteiligten ausdrücklich hierauf gerichtete Vereinbarungen getrof-fen haben oder die wechselseitige Beeinflussung offensichtlich ist, z.B. wegen einer Preisanpassungsklausel im Hinblick auf sich ändernde Marktverhältnisse für den übernommenen Abfall, wegen einer Änderung des Entsorgungsentgelts in Abhängig-keit von der Qualität der Abfälle, wegen einer (Mehr-)Erlösverteilungsabrede oder we-gen eines allgemein zugänglichen Marktpreises (z.B. EUWID, Börsenpreis, Aufzeich-nungen des Statistischen Bundesamts, Preislisten/Indizes der Branchenverbände) für den überlassenen Abfall.

Aus Vereinfachungsgründen verzichtet die Finanzverwaltung darauf zu prüfen, ob ein tauschähnlicher Umsatz vorliegt, wenn weder die Barvergütung einen Betrag von 50 Euro je Umsatz noch die entsorgte Menge ein Gewicht von 25 kg je Abholung über-steigt. Kein tauschähnlicher Umsatz liegt im Fall der sog. Gehaltslieferung vor oder wenn das angekaufte Material ohne weitere Behandlung marktfähig ist, auch keiner gesetzlichen Entsorgungsverpflichtung mehr unterliegt und damit seine Eigenschaft als Abfall verloren hat.

Nach dem Bundesfinanzministerium bestehen keine Bedenken, dem zwischen den Beteiligten vereinbarten Wert der zur Entsorgung übergebenen Abfälle auch für um-satzsteuerliche Zwecke zu folgen, sofern dieser Wert nicht offensichtlich unzutreffend erscheint. Ansonsten sind die Bemessungsgrundlagen zu schätzen, was natürlich er-hebliche Unsicherheiten im Hinblick auf eine spätere umsatzsteuerliche Überprüfung in sich birgt. Eine Änderung des Marktpreises für die zu entsorgenden Abfälle nach Abschluss des Entsorgungsvertrags hat nur dann Auswirkungen auf die Ermittlung der Bemessungsgrundlagen, wenn der zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses maß-gebliche Wert durch Vertragsänderung oder durch Änderung der Bemessungsgrund-lage (z.B. aufgrund einer Preisanpassungsklausel) angepasst wird.

Übergangsregelung bis 2011

Grundsätzlich sind die Regelungen des BMF-Schreibens in allen offenen Fällen anzu-wenden. Bei vor dem 01. Juli 2009 abgeschlossenen Verträgen über die Lieferung oder die Entsorgung von Abfällen wird es aber bis zum 31. Dezember 2010 nicht be-anstandet, wenn die Beteiligten davon ausgegangen sind, dass kein tauschähnlicher Umsatz vorliegt.

Handlungsempfehlung

Wer also bisher die Grundsätze des tauschähnlichen Umsatzes nicht angewendet hat, kann damit bis zum 31. Dezember 2010 fortfahren. Gleichwohl wissen wir aus der Praxis, dass in einigen Fällen zwar eine Minderung der Bemessungsgrundlage vorgenommen wurde, die dazugehörigen Abrechnungspapiere steuerlich aber unge-eignet waren. In solchen Fällen sollte spätestens jetzt die Abrechnung auf eine ver-lässliche Grundlage gestellt werden.

Wer sich nicht sicher ist, ob seine Vertragslage umsatzsteuerlich günstig ist, sollte von der Übergangsregelung Gebrauch machen und die Verträge noch vor dem 01. Juli 2009 anpassen oder klarstellen. Zudem sollte geprüft werden, ob sich aus der Vergangenheit ein Rückstellungsbedarf ergibt und ob Verträge aus bilanzsteuer-lichen Gründen noch zum Bilanzstichtag zum 31. Dezember 2008 angepasst werden sollten.

►   Autor und Fundstelle:
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